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75 JAHRE NACH DER NAKBA 
Die Katastrophe dauert an 

Muriel Asseburg

Dieses Jahr feiert Israel sein 75-jähriges Bestehen 
und damit auch die Etablierung eines sicheren Zu-
fluchtsortes für Jüdinnen und Juden aus aller Welt. 
Zugleich jährt sich zum 75. Mal die Nakba (ara-
bisch: „Katastrophe“), also die Flucht und Vertrei-
bung der meisten ansässigen Palästinenser*innen 
aus dem heutigen Staatsgebiet Israels. Für Palästi
nenser*innen ist die Nakba nicht nur ein Ereignis, 
das in der Vergangenheit liegt. Vielmehr beschrei-
ben sie mit dem Begriff auch ihre aktuelle Lebens-
realität. Denn bis heute ist das palästinensische 
Streben nach nationaler Selbstbestimmung nicht 
erfüllt, leben die Flüchtlinge und ihre Nachkom-
men, oft staatenlos, im Exil, werden palästinensi-
sche Staatsbürger*innen Israels diskriminiert und 
Palästinenser*innen in den besetzten Gebieten ver-
drängt. Nach wie vor dauert auch der – asymme
trische – Konflikt um das ehemalige britische Man-
datsgebiet Palästina an. Eine friedliche Regelung 
des Territorialkonflikts und der Flüchtlingsfrage 
ist heute weniger absehbar denn je. Dies zwingt 
auch die deutsche Politik, zu überdenken, wie die 
historische Verantwortung mit einem zielführen-
den Beitrag zur friedlichen Konfliktbearbeitung in 
Nahost in Einklang gebracht werden kann. 01

DIE KATASTROPHE VON 1948

Die Nakba markiert eines der zentralen Daten, 
wenn nicht das zentrale Datum in der Geschich-
te der Palästinenser*innen. Denn die Ereignisse 
rund um die israelische Unabhängigkeit bedeute-
ten für die ansässige palästinensische Gesellschaft 
eine traumatische Wende, die bis heute fortwirkt 
und die palästinensische Identität prägt. Die Nak-
ba bezeichnet dabei die Flucht und Vertreibung 
eines Großteils der palästinensischen Einwoh
ner*innen aus dem heutigen Staatsgebiet Isra-
els: Zwischen 1947 und 1949 sahen sich zwischen 
700 000 und 750 000 Palästinenser*innen gezwun-
gen, das Gebiet zu verlassen. Zugleich bedeutete 
die Etablierung Israels im größten Teil des ehe-

maligen britischen Mandatsgebiets Palästina (auf 
rund 77 Prozent) den dauerhaften Verlust großer 
Teile des Territoriums, auf dem ein palästinensi-
scher Staat hätte entstehen können. 02

Die dominante israelische Geschichtsschrei-
bung stützte über lange Zeit das offizielle Narrativ 
des Staates: Die ansässigen Palästinenser*innen sei-
en vor allem infolge der Propaganda der arabischen 
Staaten geflohen. Nach Öffnung der Archive ab 
Mitte der 1980er Jahre deckten die sogenannten 
neuen Historiker*innen jedoch auf, dass es auch ge-
zielte Vertreibungen, systematische Zerstörungen 
palästinensischer Dörfer und Städte sowie Massa-
ker und Plünderungen gegeben hatte. 03 Denn Israel 
sollte ein Staat mit jüdischer Bevölkerungsmehrheit 
und ein sicherer Zufluchtsort für Jüdinnen und Ju-
den aus aller Welt sein. In diesem Zusammenhang 
wurde unter anderem die Bevölkerung von über 
400 arabischen Dörfern vertrieben oder flüchtete, 
die meisten dieser Dörfer wurden zerstört und un-
bewohnbar gemacht. Verantwortlich dafür waren 
in der Regel nicht nur Kriegsschäden, sondern auch 
gezielte Aktionen der israelischen Armee bezie-
hungsweise ihrer Vorläufer und zionistischer Sied-
ler. 04 Zu Flucht und Vertreibung kam es in beiden 
Phasen des israelischen Unabhängigkeitskrieges, 
also sowohl vor der Ausrufung des Staates Israel als 
auch während des ersten israelisch-arabischen Krie-
ges, also nach dem Angriff einer Koalition arabi-
scher Staaten auf Israel. 05 

Die UN-Generalversammlung postulier-
te in ihrer Resolution 194 vom Dezember 1948 
das Recht der palästinensischen Flüchtlinge, 
in ihre Häuser zurückzukehren, wenn sie be-
reit wären, in Frieden mit ihren Nachbar*innen 
zu leben. Zudem sollten sie Entschädigung für 
verloren gegangenes Eigentum erhalten. Die isra-
elische Regierung lehnte jedoch im Juni 1948 die 
Rückkehr palästinensischer Flüchtlinge katego-
risch ab, und das israelische Militär verhinderte 
gewaltsam Rückkehrversuche einzelner Flücht-
linge. 1952 nahm die Knesset ein Staatsbürger-
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schaftsgesetz an, das Jüdinnen und Juden aus aller 
Welt ein „Rückkehrrecht“ auf der Grundlage des 
Rückkehrgesetzes1234 von 1950 einräumte, geflüch-
tete Palästinenser*innen aber von der israelischen 
Staatsbürgerschaft und der Rückkehr ausschloss. 
1954 beschloss die Knesset ein Gesetz zur Ver-
hinderung von Infiltration, das vorsah, die Rück-
kehr auch mit Waffengewalt zu verhindern. 

„FREMDE IM EIGENEN LAND“

In Israel verblieben rund 150 000 Palästinenser*
innen, die zunächst unter Kriegsrecht gestellt 
wurden. Rund ein Drittel von ihnen wurde zu 
Binnenflüchtlingen, die in der Regel nicht in ihre 

01	 Dieser Text beruht maßgeblich auf Muriel Asseburg, Palästi-
na und die Palästinenser. Eine Geschichte von der Nakba bis zur 
Gegenwart, München 2021 sowie dies., Die Palästinenser*innen 
und die Nakba, Deutschlandfunk Nova, Hörsaal, 15. 8. 2021, 
www.deutschlandfunknova.de/beitrag/palaestinenser-​der-​alb-
traum-​vom-​eigenen-​staat. 
02	 Israel berief sich in seiner Unabhängigkeitserklärung auf 
den UN-Teilungsplan, der am 29. November 1947 als Resolution 
181 (II) von der UN-Generalversammlung mit 33 zu 13 Stimmen 
bei 10 Enthaltungen angenommen wurde. Der Plan der UN sah 
die Beendigung des britischen Mandats und, basierend auf den 
jeweiligen Hauptsiedlungsgebieten, einen jüdischen und einen 
arabischen Staat vor, die durch eine Wirtschaftsunion verbunden 
sein sollten. Dabei sollte der jüdische Staat gut 56 Prozent des 
Gebiets umfassen, der arabische Staat etwa 43 Prozent. Die jüdi-
sche Bevölkerung hatte zu diesem Zeitpunkt einen Anteil von rund 
30 Prozent, die arabische Bevölkerung von rund 70 Prozent an 
der Gesamtbevölkerung. Für den Großraum Jerusalem mit seinen 
heiligen Stätten sollte es als sogenanntes Corpus Separatum ein 
spezielles internationales Regime geben. Im ersten israelisch-
arabischen Krieg 1948 eroberte Israel auch Gebiete jenseits des 
im Teilungsplan vorgesehenen Territoriums. Die Waffenstillstands-
linien von 1949 (oft bezeichnet als „die Grenzen von 1967“) gelten 
seither international als Grenzen des Staates Israel.
03	 Federführend unter den neuen Historiker*innen waren Tom 
Segev, Benny Morris, Avi Shlaim und Ilan Pappé. Auch palästinen-
sische Historiker*innen dokumentierten die Ereignisse der Nakba. 
Vgl. etwa Walid Khalidi, All That Remains. The Palestinian Villages 
Occupied and Depopulated by Israel in 1948, Beirut 1992.
04	 Vgl. etwa die neuere Archivforschung der israelischen NGO 
Akevot: Adam Raz, Looting of Arab Property in the War of 
Independence, Jerusalem 2020 [Hebräisch]; Interview mit Raz von 
Ofer Aderet, Jewish Soldiers and Civilians Looted Arab Neigh-
bors’ Property en Masse in 48. The Authorities Turned a Blind 
Eye, 3. 10. 2020, www.haaretz.com/israel-​news/​2020-​10-​03/ty-​
article-​magazine/.highlight/jews-​looted-​arab-​property-​en-​mas-
se-​in-​48-​the-​authorities-​let-​them/​0000017f-​e7d4-​d62c-​a1ff-​ffff-
83bd0000. Die israelische NGO Zochrot hat eine dreisprachige 
App entwickelt, mit der sich Informationen zu den zerstörten 
Dörfern finden lassen: www.zochrot.org/videos/view/​55892/
en?​_iNakba. Neuere Filme, wie Farha (2021) und Tantura (2022), 
beschäftigen sich aus unterschiedlichen Perspektiven mit Aspekten 
der Nakba. 

Heimatdörfer und -städte zurückkehren durf-
ten. Damit traf sie zumindest teilweise das gleiche 
Schicksal wie die Flüchtlinge: Ihr Besitz wurde 
enteignet und dem Custodian for Absentee Pro-
perty (Treuhänder für den Besitz Abwesender) 
und damit dem israelischen Staat übergeben. Ins-
gesamt wurden so etwa 70 Prozent des Landes, das 
in arabischem Besitz war, enteignet und für den 
Bau jüdischer Siedlungen zur Verfügung5 gestellt. 06 
Auch wurden die Palästinenser*innen nicht als 
gleichberechtigte Staatsbürger*innen wahrgenom-
men, sondern in erster Linie als potenzielle fünfte 
Kolonne der feindlich gesinnten arabischen Nach-
barstaaten und damit als Sicherheitsrisiko. Das Mi-
litärrecht galt für palästinensische Israelis bis 1966. 
Ihre Grundrechte, etwa die Bewegungs- und Ver-
einigungsfreiheit, waren stark eingeschränkt; auch 
durften sie zunächst keine eigenen Parteien bilden. 
So führten sie ein Leben als „Fremde im eigenen 
Heimatland“, wie es der palästinensische Natio-
naldichter Mahmud Darwisch ausdrückte. 07

ENTWURZELTE NATION

Die Nakba erschütterte die palästinensische Ge-
sellschaft massiv. Die meisten Palästinenser*innen 
flohen ins Westjordanland (rund 280 000), in den 
Gazastreifen (rund 190 000) sowie in die benach-
barten arabischen Länder Libanon (100 000), Sy-
rien (75 000) und Jordanien (70 000). Auch wenn 

05	 Die arabischen Staaten lehnten den Teilungsbeschluss ab; 
eine Koalition arabischer Staaten griff Israel direkt nach der 
Ausrufung des Staates an. Ihre Vertreter erkannten zwar das 
Leid und Unrecht an, das den Jüdinnen und Juden in Europa 
widerfahren war, missbilligten aber, dass das zionistische 
Projekt auf Kosten der arabischen Bewohner*innen Palästinas 
verwirklicht und damit neues Unrecht zu begangen werden 
sollte. Von der ansässigen palästinensischen Bevölkerung, 
die bei der Entscheidung kein Mitspracherecht gehabt hatte, 
wurde der Beschluss mit Bestürzung zur Kenntnis genommen. 
Um die Umsetzung des Beschlusses – auch mit Gewalt – zu 
verhindern, formierten sich lokale Guerillagruppen und 
Widerstandskomitees. In der Folge kam es zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen mit den Vorläufern der israelischen 
Armee, die rasch in einer Art Bürgerkrieg eskalierten, bei der 
die palästinensischen Kämpfer allerdings deutlich unterlegen 
waren. Gewalt und Gegengewalt richteten sich nicht nur 
gegen Kombattanten, sondern auch und vor allem gegen die 
Zivilbevölkerung. 
06	 Vgl. Areej Sabbagh-Khoury, The Internally Displaced 
Palestinians in Israel, in: Nadim Rouhana/dies. (Hrsg.), The Pales-
tinians in Israel. Readings in History, Politics and Society, Haifa 
2011, S. 26–46.
07	 Mahmoud Darwisch, Palästina als Metapher. Gespräche 
über Literatur und Politik, Heidelberg 1998, S. 27.
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sich die konkreten Bedingungen in den Aufnah-
mestaaten unterschieden: Das Flüchtlingsdasein, 
oft als Staatenlose, wurde zur prägenden Lebens-
realität für das Gros der Palästinenser*innen. 08 In 
den meisten Ländern wurden sie nicht mit offe-
nen Armen empfangen, sondern waren gezwun-
gen, ihr Dasein in trostlosen Flüchtlingslagern zu 
fristen, die sich im Laufe der Jahre von Zeltstädten 
zu eng bebauten Stadtvierteln entwickelten und 
meist besonderen Zugangs- und Sicherheitsbe-
schränkungen unterlagen. Hunderttausende wur-
den dauerhaft von internationaler Hilfe abhängig, 
da sie ihre Existenzgrundlage verloren hatten und 
sich in den Aufnahmeländern mit unterschiedlich 
strikten Beschränkungen von Arbeitsmöglichkei-
ten, Eigentumserwerb sowie Reise- und Nieder-
lassungsfreiheit konfrontiert sahen. Auch das so-
ziale Gefüge geriet durcheinander: Familien und 
Dorfgemeinschaften wurden durch die Flucht 
auseinandergerissen; ehemals einflussreiche pa-
lästinensische Familien büßten in der Diaspora an 
Bedeutung ein. Die traumatischen Ereignisse von 
1948 prägten die gesamte Gesellschaft. 

Zudem war und ist der Status der palästinensi-
schen Flüchtlinge in den Aufnahmeländern prekär. 
Die Positionierung der Palästinensischen Befrei-
ungsorganisation (PLO) in regionalen Konflikten 
sowie die bewaffneten Aktivitäten militanter pa-
lästinensischer Gruppen vergifteten immer wieder 
das Verhältnis zu den lokalen Gesellschaften und 
den herrschenden Eliten. Sie provozierten nicht 
nur Gewalt gegen Guerillakämpfer*innen, son-
dern auch gegen die Flüchtlingsbevölkerung und 
führten wiederholt zur Ausweisung von paläs-
tinensischen Flüchtlingen und Arbeitsmigrant*
innen. Beispielhaft für diese Dynamiken stehen der 
Jordanische Bürgerkrieg 1970, auch als Schwarzer 
September bekannt, das Massaker in den Flücht-
lingslagern Sabra und Schatila im Libanon 1981 
und die Ausweisung von rund 400 000 Palästinen
ser*innen aus Kuwait im Zusammenhang mit dem 
Irak-Kuwait-Krieg 1990/91. In Syrien litten die 
palästinensischen Flüchtlinge ab 2012 in beson-
derem Maße unter dem internationalisierten Bür-
gerkrieg: Das größte Flüchtlingslager Jarmuk in 

08	 Vgl. zum Beispiel die Zeitzeugeninterviews im Palestini-
an Oral History Archive der American University of Beirut, 
https://libraries.aub.edu.lb/poha. Die Erfahrung spiegelt sich 
auch prominent in der palästinensischen Literatur wider. Exem-
plarisch seien hier genannt: Ghassan Kanafani, Rückkehr nach 
Haifa, Beirut 1972 und Susan Abulhawa, Während die Welt 
schlief, München 2014.

Damaskus war jahrelang umkämpft und eingekes-
selt, die Versorgungslage katastrophal. Im Zuge 
der Kämpfe wurde das Lager nahezu vollständig 
in Schutt und Asche gelegt. Mehr als zwei Drittel 
der in Syrien ansässigen palästinensischen Flücht-
linge wurden zu Binnenvertriebenen. Die Nach-
barstaaten Libanon und Jordanien verwehrten ih-
nen in der Regel die Einreise. 09

STABILISIERENDE ROLLE  
DER UNRWA

Da eine rasche politische Lösung des Flüchtlings-
problems nicht absehbar war, rief die UN-Gene-
ralversammlung im Dezember 1949 das UN-Hilfs-
werk für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) ins Leben. Anspruch auf Registrierung 
bei der Organisation, und damit auf ihre Leistun-
gen, hatten ausschließlich diejenigen Personen, 
die ihren Hauptwohnsitz im Zeitraum zwischen 
dem 1. Juni 1946 und dem 15. Mai 1948 im briti-
schen Mandatsgebiet Palästina hatten, ihr Haus 
oder ihre Existenzgrundlage infolge des israelisch-
arabischen Krieges von 1948 verloren hatten und 
die in das von der UNRWA betreute Gebiet (West-
jordanland, Ost-Jerusalem, Gazastreifen, Libanon, 
Syrien, Jordanien) geflohen waren. Anspruchs-
berechtigt sind auch die Ehefrauen sowie Nach-
kommen von registrierten Flüchtlingen. Nicht als 
Flüchtlinge im Sinne der UNRWA-Definition gel-
ten hingegen diejenigen Palästinenser*innen, die 
während des Krieges von 1967 geflohen sind, so-
wie diejenigen, die 1948 in anderen arabischen Län-
dern, etwa in Ägypten, Zuflucht gefunden haben. 10

Die UNRWA bietet nun schon seit über 
70 Jahren eine Grundversorgung für palästinen-
sische Flüchtlinge an, insbesondere in den Be-
reichen Bildung und Gesundheit, und leistet hu-
manitäre Hilfe. Eine Besonderheit ist, dass die 
Organisation durch die Beschäftigung von Paläs
tinenser*innen auch eine wichtige Arbeitgeberin 
ist. Nicht zuletzt dadurch kommt der Organisa-
tion eine bedeutende Rolle beim Erhalt regiona-
ler Stabilität zu. Die UNRWA, ursprünglich als 
vorübergehende Einrichtung geschaffen, bis eine 
gerechte und dauerhafte Lösung für die Palästina-

09	 Vgl. UNRWA, Syria. UNRWA – Humanitarian Snapshot 
August 2020, www.unrwa.org/sites/default/files/content/resour-
ces/sfo-​_humanitarian_snapshot_august_​2020.pdf. 
10	 Vgl. UNRWA, Palestine Refugees, www.unrwa.org/palesti-
ne-​refugees. 
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Flüchtlinge gefunden ist, hat jedoch kein Mandat 
zur Lösung des Flüchtlingsproblems. 11

Gleichwohl wird der UNRWA immer wie-
der vorgeworfen, dass sie dazu beitrage, dass die 
Flüchtlinge ihren Status beibehielten und auf ih-
rem Rückkehrrecht beharrten, statt sich in den 
derzeitigen Aufnahmestaaten zu integrieren. 12 
Diese Argumentation übersieht freilich, dass 
das Rückkehrrecht von Flüchtlingen, allgemein 
und speziell von palästinensischen, völkerrecht-
lich verbrieft ist – und damit unabhängig von 
der UNRWA. Sie übersieht auch, dass die arabi-
schen Nachbarstaaten zwar bereit waren, Flücht-
linge aufzunehmen, mit der Ausnahme Jordaniens 
aber nicht dazu, diese zu Staatsbürger*innen zu 
machen. Nicht nur betonen die arabischen Staa-
ten – zu Recht – die internationale Mitverantwor-
tung für die Palästina-Flüchtlinge. Ein gewichti-
ger Grund ist auch, dass die Einbürgerung, etwa 
im Libanon, zu Verschiebungen in der Bevölke-
rungszusammensetzung geführt und, so die Sorge, 
das friedliche Zusammenleben der ethnischen und 
konfessionellen Gruppen gefährdet hätte.

Immer wieder wird auch – kontrafaktisch – 
behauptet, die Vererbung des Flüchtlingsstatus an 
nachfolgende Generationen sei ein Spezifikum der 
UNRWA. Denn nach internationalem Recht gel-
ten die Nachkommen ebenfalls als Flüchtlinge, 
bis eine dauerhafte Lösung gefunden ist. Damit 
soll auch die Einheit der Familie in langandauern-
den Fluchtsituationen geschützt werden. Entspre-
chend hat auch der Hochkommissar der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge Nachkommen etwa af-
ghanischer Flüchtlinge als Flüchtlinge anerkannt. 13 

11	 Dieses Mandat kam ursprünglich der United Nations Conciliati-
on Commission for Palestine (UNCCP) zu, die die Vereinten Natio-
nen bereits im Dezember 1948 etabliert hatte. Sie sollte eine Lösung 
für alle offenen Fragen des arabisch-israelischen Konflikts und ins-
besondere eine dauerhafte Lösung für die Flüchtlingsfrage finden. 
Obwohl die UNCCP nie offiziell abgeschafft wurde, ist sie schon 
seit den 1960er Jahren de facto nicht mehr tätig. Zur aktuellen 
Diskussion über eine Erweiterung des UNRWA-Mandates vgl. etwa 
Francesca P. Albanese/Lex Takkenberg, Rethinking Solutions for 
Palestinian Refugees. A Much-Needed Paradigm Shift and an Op-
portunity towards Its Realization, Refugee Studies Centre, Oxford 
Department of International Development, University of Oxford, 
Working Paper Series 135/2021, www.rsc.ox.ac.uk/publications/
rethinking-​solutions-​for-​palestinian-​refugees/@@download/file.
12	 Vgl. etwa Adi Schwartz/Einat Wilf, The War of Return. How 
Western Indulgence of the Palestinian Dream has Obstructed 
the Path to Peace, New York 2020. 
13	 Für die Hauptkritikpunkte an der UNRWA und deren Posi-
tion vgl. UNRWA, Zusammenfassung häufig gestellter Fragen 
(FAQ) zur UNRWA, www.unrwa.org/node/​42581. 

Darüber hinaus wird selbst das Einfordern 
des Rückkehrrechts von Palästinenser*innen zu-
nehmend als antisemitisch stigmatisiert, da dessen 
Umsetzung die Identität Israels als jüdischen Staat 
gefährde. 14 Dabei lässt sich nicht stichhaltig argu-
mentieren, dass das Beharren von Flüchtlingen auf 
ihrem Recht auf Rückkehr und Entschädigung an-
tisemitisch motiviert sei. Bei einer Regelung wird 
allerdings zu unterscheiden sein zwischen dem in-
dividuellen Rechtsanspruch der Flüchtlinge auf 
Rückkehr und Entschädigung einerseits und einer 
politischen Regelung der Flüchtlingsfrage, die eine 
Abwägung zwischen dem individuellen Recht und 
den Interessen heutiger und künftiger Aufnahme-
staaten vornimmt, andererseits. 15 

ANDAUERNDE NAKBA

Für Palästinenser*innen ist die Nakba kein abge-
schlossenes Ereignis der Vergangenheit; sie dau-
ert vielmehr an. Denn Flucht und Vertreibung 
von 1948 bestimmen den Lebensalltag vieler Pa
lästinenser*innen bis heute. Ende 2022 waren 
mit 5,9 Millionen rund 40 Prozent der Palästinen
ser*innen weltweit bei der UNRWA als Flücht-
linge registriert. Besonders hoch ist der Anteil 
der registrierten Flüchtlinge an der Gesamtbevöl-
kerung im Gazastreifen mit rund 75 Prozent, im 
Westjordanland mit rund 30 Prozent und in Jor-
danien mit knapp 25 Prozent. Im Libanon liegt er 
bei rund 7 Prozent. 16 Tatsächlich ist die Zahl der 
Palästinenser*innen, die geflüchtet sind, sowie 
deren Nachkommen aber noch deutlich höher. 17

14	 Vgl. etwa Samuel Salzborn, Globaler Antisemitismus. Eine Spu-
rensuche in den Abgründen der Moderne, Weinheim 2018, S. 151.
15	 Für einen Überblick über bisherige Verhandlungen und Ini-
tiativen sowie israelische und palästinensische Positionen vgl. Pa-
lestinian Academic Society for the Study of International Affairs 
(PASSIA), Endless Injustice. Palestinian Refugees 66 Years On, 
Jerusalem 2014, www.passia.org/publications/​115, S. 10–13.
16	 UNRWA, Registered Population Dashboard [Stand Ende 
2022], www.unrwa.org/what-​we-​do/relief-​and-​social-​services/
unrwa-​registered-​population-​dashboard.
17	 Nach Angaben der palästinensischen NGO Resource 
Center for Palestinian Residency and Refugee Rights (BADIL) 
waren Ende 2021 insgesamt 9,17 Millionen der weltweit 14 Mil-
lionen Palästinenser*innen (d. h. 65,5 Prozent) Geflüchtete bzw. 
Vertriebene. Davon seien allein 7 Millionen auf das Jahr 1948 
zurückzuführen, 1,3 Millionen auf das Jahr 1967. Rund 810 000 
seien intern Vertriebene (d. h. im Kernland Israels sowie den 
besetzten Gebieten). Vgl. BADIL, Survey of Palestinian Refugees 
and Internally Displaced Persons, 2019–2021, Bd. X, Bethlehem 
2022, S. xvii, www.badil.org/cached_uploads/view/​2022/​10/​
31/survey2021-​eng-​1667209836.pdf.
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Auch sehen Palästinenser*innen Verdrän-
gung und Enteignung im Westjordanland als 
Fortsetzung der Nakba. Dabei wird die palästi-
nensische Bevölkerung vor allem aus Gebieten 
verdrängt, die für Israel von strategischer oder 
ideologischer Bedeutung sind, sei es in Ost-Je-
rusalem, im Jordangraben, der Altstadt von He-
bron oder in der sogenannten Seam Zone, dem 
Gebiet zwischen den israelischen Sperranla-
gen und der Grünen Linie, also der Waffenstill-
standslinie von 1949. 18

Die Situation dürfte sich in nächster Zeit 
weiter zuspitzen. Denn die im Dezember 2022 
in Israel gebildete Regierungskoalition, der ne-
ben dem Likud auch rechtsextreme und ultraor-
thodoxe Parteien angehören, verfolgt zwar mit 
Rücksicht auf die internationalen Partner Israels 
keine formelle Annexion des Westjordanlandes. 
Sie zielt aber auf dessen dauerhafte Kontrolle 
und eine jüdische Vorherrschaft im gesamten 
Gebiet zwischen Mittelmeer und Jordan ab. Si-
cherheitsargumente, die früher zur Rechtfer-
tigung der Präsenz in den besetzten Gebieten 
herangezogen wurden, sind heute in den Hinter-
grund getreten. Der erste Satz der Regierungs-
leitlinien lautet: „Das jüdische Volk hat ein ex-
klusives und unveräußerliches Recht auf alle 
Teile des Landes Israel. Die Regierung wird die 
Besiedlung aller Teile des Landes Israel – Galiläa, 
den Negev, den Golan sowie Judäa und Samaria 
[die biblischen Begriffe für das Westjordanland, 
Anm. d. Autorin] – fördern.“ 19

Noch ist nicht klar, ob die Regierungskoali-
tion Bestand haben wird und ihr Programm um-
setzen kann. Aber ihre Zielsetzung ist eindeutig: 
Mit der beabsichtigten Ausweitung des Zivil-

18	 Ein Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Bundes-
tages von 2017 hält fest, dass die Verdrängungsmaßnahmen 
Israels „zielgerichtet und systematisch“ darauf abzielten, für 
die palästinensischen Bewohner ein „unwirtliches, abweisen-
des, entwicklungsfeindliches Umfeld“ zu schaffen und diese 
zu verdrängen. Vgl. Wissenschaftliche Dienste des Deutschen 
Bundestages, Die Siedlungs- und Wohnungsbaupolitik der isra-
elischen Regierungen seit 1967 in den besetzten Gebieten des 
Westjordanlandes und Ost-Jerusalem. Fakten und völkerrechtli-
che Einschätzung, 7. 6. 2017, www.bundestag.de/resource/blob/​
515092/aeb99cfc8cadd52da68d65b50a725dec/wd-​2-​026-​17-​
pdf-​data.pdf.
19	 Zit. nach Carrie Keller-Lynn/Michael Bachner, Judicial Reform, 
Boosting Jewish Identity: The New Coalition’s Policy Guidelines, 
28. 12. 2022, www.timesofisrael.com/judicial-​reform-​boosting-​
jewish-​identity-​the-​new-​coalitions-​policy-​guidelines (eigene 
Übersetzung).

rechts für die Siedlerbevölkerung und die Sied-
lungen, etwa im Bereich der Raumplanung, so-
wie den Umstrukturierungen in den Ministerien 
werden entscheidende Schritte von einer tem-
porären, militärischen Besatzung, die unter ge-
wissen Bedingungen völkerrechtskonform sein 
kann, zu einer dauerhaften, zivilen und damit 
grundsätzlich völkerrechtswidrigen Besatzung 
unternommen. 20 Hinzu kommt die Absicht, die 
Siedlungspolitik zu forcieren. Im Mittelpunkt 
stehen dabei die sogenannten C-Gebiete, also 
die knapp 60 Prozent des Westjordanlandes, die 
nach wie vor unter direkter israelischer Verwal-
tung stehen. Durch massive Investitionen in den 
Ausbau von Infrastruktur und Siedlungen sowie 
durch die Legalisierung der bislang selbst nach 
israelischem Recht illegalen Siedlungsaußenpos-
ten, die häufig auf privatem palästinensischem 
Land errichtet wurden, sollen Fakten geschaffen 
werden. 21 

Nicht zuletzt sehen sich Palästinenser*
innen in Israel nach wie vor als Bürger*innen 
zweiter Klasse. Zwar gelten für sie heute nicht 
mehr die Einschränkungen der Grundrechte 
wie in den Anfangsjahren 1948 bis 1966, und 
vielen ist in den vergangenen Jahrzehnten ein 
beachtlicher sozialer Aufstieg gelungen. Den-
noch leiden sie weiterhin unter Benachteiligung 
und Diskriminierung. Dazu gehört etwa die 
Schlechterstellung beim Landbesitz, der zum 
großen Teil durch jüdische Organisationen ge-
regelt wird. 22 Vor allem aber versteht sich Israel 
eben nicht als „Staat aller seiner Bürger*innen“, 
sondern als „Nationalstaat des jüdischen Vol-
kes“, wie es ein 2018 verabschiedetes Grund-
gesetz festhält. Es schreibt die Unterscheidung 
zwischen Staatsangehörigkeit und Nationalität 
und die damit verbundene Ungleichbehandlung 
fest und sieht vor, dass das „Recht auf nationale 

20	 Vgl. The Israeli Center for Public Affairs (OFEK) et al., 
What Israel’s 37th Government’s Guiding Principles and 
Coalition Agreements Mean for the West Bank, Januar 2023, 
www.ofekcenter.org.il/wp-​content/uploads/​2023/​01/what-​Isra-
els-​37th-​governments-​guiding-​principles-​and-​coalition-​agree-
ments-​mean-​for-​the-​West-​Bank-​Jan-​2023.pdf. 
21	 Vgl. Peter Lintl, Israels antiliberale Koalition. Die neue Regie-
rung verfolgt grundlegende Änderungen der staatlichen Ordnung 
und im israelisch-palästinensischen Konflikt, Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP), SWP-Aktuell 3/2023, www.swp-​berlin.org/
publikation/israels-​antiliberale-​koalition.
22	 Für eine Zusammenstellung vgl. The Legal Center for Arab 
Minority Rights in Israel (Adalah), Discriminatory Laws in Israel, 
www.adalah.org/en/law/index. 
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Selbstbestimmung“ ausschließlich für Jüdinnen 
und Juden gilt. 23 

Während in der letzten Regierung unter Naf-
tali Bennett und Yair Lapid, die von Juni 2021 bis 
Dezember 2022 bestand, zum ersten Mal in der 
Geschichte Israels eine unabhängige palästinensi-
sche Partei – Ra’am, die Vereinigte Arabische Lis-
te unter Mansur Abbas – Teil der Koalition war, 
stehen die Zeichen für das jüdisch-arabische Ver-
hältnis in Israel nun auf Sturm. Einzelne Likud-
Politiker drohen bereits mit einer neuen Nakba. 24 
Rechtsextreme Persönlichkeiten wie Bezalel Smo-
trich, Finanzminister und Minister im Verteidi-
gungsministerium mit Zuständigkeit für die Zivil
verwaltung in den palästinensischen Gebieten, 
befürworten einen „Transfer“ (sprich: die Exi-
lierung) von Palästinenser*innen. 25 Itamar2627 Ben-
Gvir, Minister für nationale Sicherheit, mehrfach 
verurteilt wegen Volksverhetzung und Aufrufen 
zu Gewalt, hat unter anderem die bewaffneten 
Auseinandersetzungen in den gemischten Städten 
Israels im Mai 2021 mit angefacht. 26 

DEUTSCHE MITVERANTWORTUNG

Deutschland hat eine historische Verantwor-
tung, die sich in erster Linie aus den deutschen 
Menschheitsverbrechen des Holocaust und den 
deutschen Angriffskriegen des 20.  Jahrhunderts 
ergibt. Aufgrund der historischen Verkettung 
der beiden Katastrophen – der Shoah und der 
Nakba – und ihrer Wurzeln im modernen Anti

23	 Vgl. Peter Lintl/Stefan Wolfrum, Israels Nationalstaats
gesetz. Die Regierung Netanjahu schafft Grundlagen für ein 
majoritäres System, SWP, SWP-Aktuell 50/2018, www.swp-​berlin.
org/publikation/israels-​nationalstaatsgesetz. 
24	 Vgl. Meron Rapoport/Ameer Fakhoury, How Threats of a Se-
cond Nakba Went Mainstream, 23. 6. 2022, www.​972mag.com/
second-​nakba-​mainstream-​israeli-​right; Israel Lawmaker Warns 
Palestinians They Will Be Ethnically Cleaned [sic] Again if They 
Fly the National Flag, 25. 5. 2022, www.middleeastmonitor.com/​
20220525-​israel-​lawmaker-​warns-​palestinians-​they-​will-​be-​eth-
nically-​cleaned-​again-​if-​they-​fly-​the-​national-​flag.
25	 Vgl. etwa Bezalel Smotrich, Israel’s Decisive Plan, 2017, 
https://hashiloach.org.il/israels-​decisive-​plan. 
26	 Vgl. Oren Ziv, The Far Right Is „Taking Over“ the Israeli Army 
– with Leftists in Its Crosshairs, 29. 11. 2022, www.​972mag.com/
hebron-​army-​violence-​leftists; Michael Omer-Man, What Israel’s 
New Kahanist Government Really Wants, 19. 1. 2023, https://dawn-
mena.org/what-​israels-​new-​kahanist-​government-​really-​wants.
27	 Vgl. etwa die Gegenüberstellung der beiden Narrative in: 
Yossi Beilin/Hiba Husseini et al., The Holy Land Confederation as 
a Facilitator for the Two-State Solution, Februar 2022, Kap. 2, 
https://ecf.org.il/media_items/​1538.

semitismus und europäischen Imperialismus gibt 
es auch eine deutsche (und europäische) Mitver-
antwortung für die Vertreibung und Enteignung 
der Palästinenser*innen. 

Mit dem Scheitern des 1993 in Oslo verein-
barten Ansatzes, eine Konfliktregelung auf Ba-
sis der Grenzen von 1967 und eine einvernehm-
liche Lösung der Flüchtlingsfrage auszuhandeln, 
ist auch der israelisch-palästinensische Gegensatz 
wieder in einen existenziellen Konflikt zurück-
gefallen. Diese Zuspitzung zwingt auch deut-
sche Politiker*innen zu überdenken, wie die his-
torische Verantwortung Deutschlands mit einem 
zielführenden Beitrag zur friedlichen Konfliktbe-
arbeitung in Nahost in Einklang gebracht wer-
den kann, statt lediglich mantraartig das Ziel ei-
ner Zweistaatenregelung zu wiederholen.

Ein friedlicher Ausgleich kann nur gelingen, 
wenn die nationalen Ambitionen von jüdischen 
Israelis und Palästinenser*innen einbezogen, 
die geschichtlichen Erfahrungen und kollekti-
ven Traumata beider Seiten anerkannt und ver-
gangenes und gegenwärtiges Unrecht benannt 
werden. 27 Das bedeutet ausdrücklich nicht, die 
beiden Katastrophen Shoah und Nakba gleichzu-
setzen oder das Leid einer Seite durch das der an-
deren zu relativieren. Es bedeutet aber, den Er-
fahrungen, Sichtweisen und Interessen beider 
Seiten Raum zu geben.

In Deutschland muss es dabei auch darum ge-
hen, Diskursräume offenzuhalten, die – unter Ein-
beziehung der jüdisch-israelischen und palästi-
nensischen Diaspora – einen konstruktiven Dialog 
ermöglichen. Ohne eine Verständigung über die 
Vergangenheit dürfte es kaum gelingen, Zukunfts-
visionen zu entwickeln, die letztlich allen Bewoh
ner*innen zwischen Mittelmeer und Jordan in-
dividuelle und kollektive Rechte und Sicherheit 
gewähren und den palästinensischen Flüchtlingen 
Würde und Zukunftsperspektiven bieten.
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